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Beschlussfassung über das neue Gemeindegesetz 
auf den 11. Oktober 1974 verschoben 
Kurzbericht über die Landtagssitzung von gestern Dienstagvormittag, 24. September 1974 
Im Mittelpunkt de r  öffentlichen 
Landtagssitzung von  gestern Diens
tagvormittag s tand die zweite Le
sung des  Gemeindegesetzes, d ie  
aufgrund von neuen  Anträgen (des 
FBP-Abgeordneten Anton Gerner) 
über  den Wahlmodus unterbrochen 
und nach  interfraktionellen Bera
tungen definitiv auf den  11. Okto
ber verschoben wurde.  Die beiden 
Fraktionen sind übereingekommen,  
das neue  Gesetz an  diesem Datum 
zu verabschieden, so dass  es auch 
unter  Berücksichtigung der  Refe
rendumsfrist und einer  allfälligen 
Volksabstimmung noch für die  
nächsten Gemeindewahlen im 
Februar  1975 wirksam wird.  

Gemischtes Wahlsystem 
Bekanntlich soll aufgrund des  
neuen Gesetzes der  Kandidatenpro
porz be i  den Gemeinderatswahlen 
eingeführt werden. Während  die  
Gemeinderäte in Zukunft  nach dem 

Militärische 
Demonstration 
Gestern Dienstag besuchte S. D. der 
Landesfürst die Schweizer Train-
Rekrutenschule 218 auf der Luzien-
steig. Mit grossem Interesse folgten 
der Landesfürst und Bundesrat Gnä-
gi (Chef des Eidg. Militärdeparte
ments) den zweistündigen Demon
strationsübungen und der Truppen
ausbildung auf dem Waffenplatz an 
unserer Landesgrenze. Unser Bild 
zeigt Franz Josef II. im Gespräch 
mit Bundesrat Gnägi (Mitte) und 
dem Kommandanten Oberst Bern
hard (rechts). — Ein ausführlicher 
Bericht über den Besuch der schwei
zerischen Ausbildungssiätte folgt. 
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gleichen Wahlsys tem bestimmt 
werden, w i e  wir es von den  letzten 
Landtagswahlen her  kennen, wird  
für die W a h l  des  Gemeindevor
stehers  d e r  Majorz (die di rekte  Per
sönlichkeitswahl) beibehalten.  W i r  
werden  auf  Gemeindeebene a lso  
ein gemischtes Wahlsys tem besit
zen, das  einen Kompromiss zwi
schen Proporz (Verhältniswahl
recht) u n d  Majorz darstellt .  

Mehrheit muss Mehrheit bleiben 
W i e  wir berei ts  f rüher  berichteten,  
enthält  d ie  Vorlage insofern einen 
Schönheitsfehler, als un te r  b e 
stimmten Voraussetzungen d a s  
Prinzip des  Vorstehers  wieder  
durchbrochen werden  könnte.  In 
Gemeinden, die e twa  gleichstarke 
politische Gruppierungen auf
weisen könnte  sich folgendes ab
spielen: von  10 zu vergebenden  Ge
meinderatssitzen erzielen aufgrund 
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des  Proporzes beide  Parteien j e  5 
Sitze. Die überzähligen Stimmen 
d e r  Mehrheitspartei ,  die vielleicht 
52 Prozent d e r  St immen auf s ich 
vereinigte, könnten  als Reststim
m e n  nicht mehr  berücksichtigt  wer
den. Fiele nun de r  Vors teher  d e r  
Minderheitspartei  (mit nur  48 Pro
zent  de r  Stimmen zu), so wüvde 
diese Gruppierung im Gemeinderat  
6 Mitglieder stellen und damit  die  
Mehrheit.  Die Landtagskommission 
w a r  sich dieser  Situation durchaus  
bewusst, konnte  jedoch keine  
brauchbare  Lösung erarbeiten.  

Der Vorschlag Gerner 
Der vom Abgeordneten Anton Ger

ne r  unterbrei tete Vorschlag (der in 
de r  Zielsetzung v d n  beiden Frak
tionen unterstützt wird) läuft nun 
darauf  hinaus, dass  de r  Vors teher  
wie bisher im Majorzsystem z u  
wählen ist. Allerdings muss er  be
reits bei der  Kandidatur übe r  e ine  
Parteienbezeichnung verfügen. Ist 
e r  gewählt ,  so  w i r d  er  v o n  vorne
herein als Gemeinderat  zugerech
net, deren Parteienbezeichnung e r  
als Kandidat trug. Bei d e r  Zuwen
dung der  weiteren Manda te  für den  
Gemeinderat  wird de r  Vors teher  
mitberücksichtigt,, so dass  immer 
jene Partei die Mehrhei t  im Ge
meinderat  hat, die' auch  im Rahmen 
des Verhältniswahlrechtes (Pro

porzes) übe r  die Mehrhei t  de r  Stim
m e n  verfügt-, a u c h  w e n n  die  Mehv-
heitsverhältnisse äussers t  knapp  
sind. 

Beschlussfassung verschoben 
Der vom Abgeordneten Gerner  
schriftlich unterbrei tete  Vorschlag 
wurde  von Abgeordnelen beider  
Fraktionen begrüsst  und mit Inter
esse angenommen. Für  die VU-
Fraktion, die erst  im Laufe der Sit
zung mi t  d e n  Anträgen Gerner  
konfrontiert wurde, beantragte 
de ren  Fraktionssprecher eine län
gere  Frist, um d e n  Vorschlag genau  
studieren zu können. Nach  einigen 
Beratungen unterbrach Land-
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Öffentlicher Landtag 
Gestrige Vormittagssitzung im Überblick 
In  d e r  öffentlichen Landtagssitzung 
v o n  gestern Dienstagvormittag, die  
un te r  dem Vorsitz von  Landtags
präs ident  Dr. Gerard  Batliner u m  9 
Uhr  begann, wurden  folgende Be
schlüsse gefasst:  
# Die zweite Lesung des  Grund
verkehrsgesetzes  w u r d e  auf  Ant rag  
des  FBP-Fraktionssprechers Dr. Pe
t e r  Marxe r  von  de r  Tagesordnung 
abgesetzt. Dr. Marxe r  informierte 
das Plenum darüber,  dass  die  mit 
dem Grundverkehrsgesetz  befasste 
Landtagskommission bis je tz t  in 
v ie r  Sitzungen ge tag t  u n d  die An
träge und  Verbesserungsvorschläge 
aus der  Sitzung vom 2. Jul i  in die 
Vorlage einzubauen versucht  habe.  
Die Arbei t  d e r  Kommission, die  von  
Dr. Marxer  präsidier t  wird, sei  je
doch noch nicht  abgeschlossen. Die 
Kommission b e m ü h e  s ich jedoch,  
die  Vor lage  bis im November  be
reinigt vorzulegen. 
# Keinen Kandidaten für das  Prä
sidium des FL Obergerichtes  konnte  
die Regierung d e m  Landtag vor

schlagen. Die Wah l  des Oberge
richtspräsidenten muss te  demzufol
g e  au f  e ine  der  nächsten Sitzungen 
verschoben werden. Regierungs
chef Dr. Kieber teilte dem Landtag 
mit, dass  sich die Regierung hier  
unter  grösstem Zeitdruck befinde. 
Der Vizepräsident des Oberge
richtes habe  die Uebernahme des 
Präsidiums aus Altersgründen ab
gelehnt. Ein anderer  Kandidat, den  
de r  vers torbene Obergerichtsprä
sident Dr. Hildebrand selbst für ein 
Richteramt empfohlen habe, sei v o n  
der  Regierung angesprochen,  wor 
den, hät te  aber  nach anfänglicher 
Zusage wieder  abgesagt.  

0 Kurz nach  11 U h r  begann de r  
Landtag mi t  de r  Lesung de r  Re
gierungsvorlage über  die  Schaffung 
eines Investitionsfonds. Die Eintre
tensdebat te  zu diesem Gesetz 
wurde  von  VU-Sprecher Herber t  
Kindle e rneut  für heft ige Angriffe 
auf die Berichterstattung in den  
Zeitungen, sowie in Radio und  
Fernsehen benützt, die e r  als sub

jekt iv  und der  W ü r d e  d e r  VU ab
träglich darstellte. Auf seine frag
würdigen Aeusserungen und die  
Entgegnungen von FBP-Fraktions-
sprecher  Dr. Marxer,  sowie  von Re
gierungschef Dr, Kieber werden  wir  
in unse re r  Donnerstagausgabe nä
he r  eintreten. Das  Eintreten auf die  
Regierungsvorlage zur  Schaffung 
eines  Investitionsfonds w a r  unbe
stri t ten.  

Folgende Abgeordnete  nahmen 
an der  Sitzung von ges tern  Diens
tagvormit tag teil: Für die Fraktion 
d e r  FBP die Her ren  Dr. Ernst  Büchel 
(Gamprin), Eugen Büchel (Balzers), 
Josef  Frommelt (Triesen), Noldi 
Frommelt  (Schaan), Anton Gerner  
(Eschen), Dr. Peter  Marxe r  (Vaduz) 
und  Hi lmar  Ospelt  (Vaduz). 

Die  VU-Fraktion w a r  durch die  
Her ren  Dr. Franz Beck (Schaan), J o 
h a n n  Beck (Triesenberg), Cyrill Bü
chel  (Gamprin), Andreas  Hoop 
(Ruggell), t)r. Franz Nägele 
(Eschen), Herber t  Kindle (Triesen) 
Dr. K. H. Ritter (Vaduz) ver t re ten.  

Vorsitz: Landtagspräsident Dr. 
Gerard  Batliner (FBP). A u f  d e r  Re
gierungsbank bemerkte man  Regie
rungschef Dr. Wal te r  Kieber, Vize
regierungschef Hans Brunhart  und 
Regierungsrat  Dr. Wal t e r  Oehry :  

tagspräsident  Dr. Gerard  Batliner 
die  Sitzung. Der Landtag beschloss 
sodann einstimmig, die weitere Be
handlung d e r  Vorlage unter  Be
rücksichtigung des Antrages  Ger
ne r  auf den 11. Oktober  zu  ve r 
schieben. 

W i r  werden  uns mit  den einzel
nen Voten und dem Antrag des  
FBP-Abgeordneten Gerner  noch 
e ingehender  auseinandersetzen.  

Die aktuelle 
Frage 
Gibt e s  die «ideale» Ferienordnung? 
Ein Schulproblem, das  in letzter Zeit 
wohl am meisten in der Oeffentlich-
keit diskutiert und zu Kritik Anlass 
gegeben hat, ist die Ferienordnung. 
Während früher die Ferientermine je 
nach Gemeinden verschieden einge
teilt wurden, heisst e s  im Artikel 12 
d e s  neuen Schulgesetzes: «Das 
Schuljahr dauert 40 Wochen. Die 
Verteilung der Ferien auf das  Schul
jahr wird von der Regierung gere
gelt.» Nun wird aber eine einheitli
che  Regelung von den Eltern wohl 
begrüsst, doch gehen die Mei
nungen über die Festlegung der ver
schiedenen Ferientermine sehr stark 
auseinander. Das Schulamt, welches 
für die Ferieneinteilung zuständig ist 
und diese nach verschiedenen As
pekten, die e s  zu berücksichtigen 
gilt, festlegt, ist um seine Aufgabe 
nicht zu beneiden. Eine repräsenta
tive Meinungsumfrage unter den 
direkt betroffenen Eltern soll nun 
dazu beitragen, eine Ferienordnung 
zu erstellen, die den verschiedenen 
Wünschen vermehrt Rechnung trägt. 
Aufgrund eines statistischen Ver
fahrens wurden zirka 150 Familien 
ausgewählt, die einem Befrager im 
Rahmen eines Interviews ihre Mei
nung über die Ferienproblematik 
äussern sollen, die in einem um
fangreichen Fragenkatalog zusam-
mengefasst ist. Diese äusserst 
lobenswerte Initiative d e s  Schulam
tes  sollte durch bereitwillige und 
wahrheitsgetreue Auskunft, auch 
wenn nicht alle Fragen von Be
deutung zu sein scheinen, von 
Seiten der Befragten unterstützt wer
den. — Das Schulamt hofft nach 
Auswertung dieser Repräsentativ-
Umfrage eine von der Mehrheit ge 
tragene Ferienregelung erstellen zu 
können. Ob jedoch alle Meinungen 
nach dem Sprichwort: «Tausend 
Köpfe, tausend Sinne» unter einen 
Hut gebracht werden können, d a s  
bleibt zu bezweifeln. 
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